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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes  
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2017) 

A) Problem 

Im Rahmen der Aufstellung des Doppelhaushalts 2017/2018 sind die 
finanzielle Ausstattung des kommunalen Finanzausgleichs zu über-
prüfen und das Finanzausgleichsgesetz (FAG) entsprechend anzu-
passen. 

Änderungsbedarf besteht in folgenden Punkten: 

─ Die einwohnerbezogenen Pauschalen der Finanzzuweisungen 
nach Art. 7 Abs. 2 FAG (Pro-Kopf-Beträge) zu den Aufgaben des 
übertragenen Wirkungskreises und der Staatsbehörde Landrats-
amt sind seit Jahren unverändert. 

─ Art. 10 Abs. 1 Satz 2 FAG wiederholt Vorgaben des Landespla-
nungsrechts. 

─ Art. 10b Abs. 3 FAG enthält eine inzwischen nicht mehr notwendi-
ge Übergangsregelung betreffend die ab dem Jahr 2014 abge-
schaffte örtlichen Beteiligung. 

─ Die Pauschalen zum Bau und Unterhalt von Kommunalstraßen 
sind in Art. 13a und 13b FAG geregelt. Die Regelungen sind histo-
risch bedingt komplex und daher redaktionell überarbeitungsbe-
dürftig. 

─ Landkreise und kreisfreie Gemeinden erhalten nach Art. 7 Abs. 4 
FAG ergänzende Finanzzuweisungen zu den Kosten der Amtser-
mittlung bei der Erkundung von Altlastverdachtsflächen, der Er-
satzvornahme bei der sonstigen Erkundung oder bei der Sanie-
rung von Altlasten. Zuständig für die Bewilligung, Auszahlung und 
Abrechnung sind nach § 3 Abs. 1 der Durchführungsverordnung 
zu Art. 7 Abs. 4 Finanzausgleichsgesetz (FAG DV-Altlasten) die 
Regierungen. Altlastenfälle sind häufig sehr komplex und erfor-
dern große Sachkenntnis. Eine geringe Routine bei der Fallbear-
beitung erfordert immer wieder einen hohen Einarbeitungsauf-
wand und kann zu Reibungsverlusten führen. 

 

B) Lösung 

I. Finanzielle Ausgangslage von Staat und Kommunen 

Der Entwurf des kommunalen Finanzausgleichs 2017 wurde 
mit den kommunalen Spitzenverbänden erörtert (Art. 23 Abs. 1 
FAG). Grundlagen waren die Finanzentwicklung von Staat und 
Kommunen, die Entwicklung des für freiwillige Aufgaben ver-
bleibenden Gesamtbetrags und der Ausblick auf bedarfsprä-
gende Umstände im Jahr 2017. Die untersuchten Einzelindika-
toren zeigen für die Kommunen weiterhin eine gute finanzielle 
Lage. 
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Die den Gemeinden für die Erfüllung freiwilliger Aufgaben zur 
Verfügung stehenden Mittel sind im letzten Betrachtungsjahr 
wieder gestiegen. Sie ermöglichen eine kraftvolle kommunale 
Selbstverwaltung. Nach dem Ausblick auf das Jahr 2017 ist 
keine Verschlechterung der Kommunalfinanzen im Verhältnis 
zum Staatshaushalt zu erwarten. Es besteht kein Verteilungs-
defizit zu Lasten der Kommunen. Gleichwohl sind im kommu-
nalen Finanzausgleich 2017 weitere Verbesserungen zuguns-
ten der Kommunen vorgesehen. 

II. Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes  

─ Die einwohnerbezogenen Pauschalen der Finanzzuwei-
sungen nach Art. 7 Abs. 2 FAG werden angehoben. 

─ Art. 10 Abs. 1 Satz 2 FAG wird zur Rechtsbereinigung auf-
gehoben.  

─ Da alle Anwendungsfälle des Art. 10b Abs. 3 FAG abge-
schlossen sind, kann diese Vorschrift aufgehoben werden.  

─ Art. 13a und 13b FAG werden redaktionell überarbeitet 
und vereinfacht. 

─ Die Bündelung von Aufgaben im Vollzug des Art. 7 Abs. 4 
FAG bei einer zuverlässigen und sachkundigen Person 
des privaten Rechts kann Synergieeffekte heben und zu 
einer effizienteren und wirtschaftlicheren Fallbearbeitung 
führen. Da die Übertragung hoheitlicher Befugnisse auf ju-
ristische Personen des Privatrechts dem institutionellen 
Gesetzesvorbehalt unterliegt, ist eine Ermächtigung zur 
Übertragung der Aufgabe der Bewilligung, Auszahlung und 
Abrechnung der ergänzenden Finanzzuweisungen nach 
Art. 7 Abs. 4 FAG erforderlich. Art. 23a Abs. 4 FAG ist ent-
sprechend zu ändern. 

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

1. Staat und Kommunen 

Die Leistungen aus dem kommunalen Finanzausgleich stei-
gen im Jahr 2017 gegenüber 2016 um 260,3 Mio. € (+3,0 %) 
auf 8.822,6 Mio. €.  

Die reinen Landesleistungen wachsen 2017 gegenüber 2016 
um 249,3 Mio. € (+3,1 %) auf 8.324,7 Mio. €.  

2. Bürger und Wirtschaft 

Bürger und Wirtschaft sind durch dieses Gesetz nicht unmit-
telbar betroffen. 

Informationspflichten für Unternehmen werden nicht begründet. 
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Gesetzentwurf 

zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes  
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2017) 

 

§ 1  

Das Finanzausgleichsgesetz (FAG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. April 2013 (GVBl. 
S. 210, BayRS 605-1-F), das zuletzt durch § 1 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 473) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In den Nrn. 2 und 3 Satz 1 wird jeweils die 
Angabe „16,70 €“ durch die Angabe „17,85 €“ 
ersetzt. 

b) In Nr. 4 wird die Angabe „33,40 €“ durch die 
Angabe „35,70 €“ ersetzt. 

2. Art. 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Satznummerierung gestri-
chen. 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

3. Art. 10b Abs. 3 wird aufgehoben. 

4. Art. 13a wird wie folgt gefasst: 

„Art. 13a 

Gemeinden, die 

1. Träger der Straßenbaulast für Ortsdurchfahr-
ten im Zuge von Bundesstraßen sind, 

2. Träger der Straßenbaulast für Ortsdurchfahr-
ten im Zuge von Staatsstraßen sind oder 

3. am 30. Juni 2009 mehr als 5 000 Einwohner 
hatten und bis 30. Juni 2011 keine Zuweisun-
gen nach Art. 13b Abs. 2 Satz 1 in der bis 31. De-
zember 2010 geltenden Fassung gewählt ha-
ben, 

erhalten jährliche pauschale Zuweisungen zum 
Bau oder Ausbau und zur Unterhaltung der in ih-
rer Straßenbaulast stehenden Straßen auf Basis 
der ihnen im Jahr 2016 für das Jahr 2016 bewillig-
ten Zuweisungen.“ 

5. Art. 13b wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„
1
Die Landkreise erhalten zum Bau oder Aus-

bau und zur Unterhaltung ihrer Kreisstraßen 
pauschale Zuweisungen auf Basis der ihnen 
im Jahr 2016 für das Jahr 2016 bewilligten 
Zuweisungen.“ 

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die kreisangehörigen Gemeinden, die 
nicht die Voraussetzungen des Art. 13a erfül-
len, erhalten zum Bau oder Ausbau und zur 
Unterhaltung ihrer Gemeindestraßen pauscha-
le Zuweisungen auf Basis der ihnen im Jahr 
2016 für das Jahr 2016 bewilligten Zuweisun-
gen.“ 

c) Abs. 3 wird aufgehoben. 

6. Art. 23a Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Das Staatsministerium für Umwelt und Ver-
braucherschutz wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat durch Rechtsverord-
nung für die Bewilligung, Abrechnung und Auszah-
lung der ergänzenden Finanzzuweisungen nach 
Art. 7 Abs. 4  

1. das Verfahren näher zu regeln und  

2. die zuständigen Staatsbehörden zu bestim-
men oder diese Aufgaben auf eine juristische 
Person des privaten Rechts, die die erforderli-
che Zuverlässigkeit und Sachkunde bei der ver-
fahrensrechtlichen Behandlung von Altlasten-
sanierungen besitzt, widerruflich zu übertragen.“ 

 

§ 2  

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 
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Begründung: 

 

A. Allgemein 

I. Finanzielle Ausgangslage von Staat und Kommunen  

1. Ist-Entwicklung der Steuereinnahmen  

 (Art. 23 Abs. 2 Nr. 1 FAG, § 19 Abs. 2 Nr. 1 FAGDV) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bereits 2011 hatten Staat und Kommunen in Bayern den konjunkturbedingten Einbruch der Steuereinnah-
men 2009 überwunden und wieder das Niveau von vor der Wirtschaftskrise 2008 erreicht. Seitdem steigen 
die Steuereinnahmen beim Staat und bei den Kommunen weiter kontinuierlich an.  

Im Zehnjahresvergleich stellt sich die Entwicklung bei den Kommunen mit einem Zuwachs von 50,2 % seit 
2006 und beim Staat mit einem Zuwachs von 50,6 % vor Länderfinanzausgleich (LFA) nahezu identisch dar 
(beim Staat: 40,7 % nach LFA. Auch 2015 war die Entwicklung der Steuereinnahmen mit einem Anstieg bei 
den Kommunen um +6,0 % und beim Staat um +6,1 % vor LFA nahezu identisch (beim Staat: +5,4 % nach 
LFA). 

 

Tabelle 1: Zuwachs der Steuereinnahmen von Staat und Kommunen in Bayern 

 Kommunen Staat 

  vor LFA nach LFA 

Steuereinnahmenzuwachs von 2006 bis 2015 +5.617 Mio. € +14.164 Mio. € +10.635 Mio. € 

prozentualer Zuwachs von 2006 bis 2015 +50,2 % +50,6 % +40,7 % 

Quelle: Eigene Berechnung des StMFLH nach Daten des Statistischen Bundesamts, Fachserie 14, Reihe 2  
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2. Einnahmen- und Ausgabenentwicklung  

2.1 Einnahmen  

 (Art. 23 Abs. 2 Nr. 1 FAG, § 19 Abs. 2 Nr. 2 FAGDV) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Zehnjahreszeitraum von 2006 bis 2015 erzielte der Staat einen etwas höheren Einnahmezuwachs 
(+52,4 %) als die Kommunen (+49,1 %).  

Die Kommunen holen hier jedoch auf. So sind die Einnahmen der Kommunen 2015 mit 7,3 % deutlich   
stärker angestiegen als die Einnahmen des Staates, der einen Zuwachs von 4,3 % verzeichnen konnte. 

 

Tabelle 2: Einnahmenzuwachs von Staat und Kommunen in Bayern 

 Kommunen Staat 

Einnahmenzuwachs von 2006 bis 2015 +12.512 Mio. € +18.573 Mio. € 

prozentualer Zuwachs von 2006 bis 2015 +49,1 % +52,4 % 

Quelle: Eigene Berechnung des StMFLH nach Daten des Statistischen Bundesamts, Fachserie 14, Reihe 2  
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2.2 Ausgaben  

 (Art. 23 Abs. 2 Nr. 1 FAG, § 19 Abs. 2 Nr. 3 FAGDV)  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Ausgaben der Kommunen sind im Jahr 2015 gegenüber dem Vorjahr um 8,6 % gestiegen, die des Staa-
tes nur um 3,5 %. 

Auch im Zehnjahreszeitraum von 2006 bis 2015 sind die Ausgaben der Kommunen etwas stärker angestie-
gen als die des Staates (Kommunen +52,4 %, Staat +48,4 %). 

 

Tabelle 3: Ausgabenzuwachs von Staat und Kommunen in Bayern 

 Kommunen Staat 

Ausgabenzuwachs von 2006 bis 2015 +12.629 Mio. € +16.949 Mio. € 

prozentualer Zuwachs von 2006 bis 2015 +52,4 % +48,4 % 

Quelle: Eigene Berechnung des StMFLH nach Daten des Statistischen Bundesamts, Fachserie 14, Reihe 2  

 

2.3 Vergleich des Einnahmen- und Ausgabenwachstums  

Im Zehnjahreszeitraum von 2006 bis 2015 übertraf beim Staat der Einnahmeanstieg von 52,4 % den Anstieg 
der Ausgaben von 48,4 %. Bei den Kommunen lag der Ausgabenanstieg bei 52,4 % und damit über dem 
Einnahmezuwachs von 49,1 %.  
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3. Entwicklung der Finanzierungssalden  

(Art. 23 Abs. 2 Nr. 1 FAG, § 19 Abs. 2 Nr. 4 FAGDV) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Staat und Kommunen konnten 2015 erneut einen positiven Finanzierungssaldo erzielen. Bei den Kommunen 
ging der Finanzierungssaldo von 1.605 Mio. € in 2014 um fast 20 % auf 1.290 Mio. € zurück, während der 
Finanzierungssaldo beim Staat von 1.585 Mio. € auf 2.091 Mio. € um fast ein Drittel angestiegen ist 
(+31,9 %). 

In der Zehnjahresbetrachtung von 2006 bis 2015 ergibt sich für die Kommunen ein Überschuss von 
11.261 Mio. €. Für den Staat ergibt sich erstmals seit der Finanzkrise 2009 für die Zehnjahresbetrachtung 
wieder ein positiver Gesamtsaldo (2006 bis 2015: 1.584 Mio. €; davon -10.000 Mio. € bedingt durch den 
Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB). 

 

Tabelle 4: Summe der Finanzierungssalden von Staat und Kommunen in Bayern 

 Kommunen Staat 

Finanzierungssalden von 2006 bis 2015 +11.261 Mio. € +1.584 Mio. € 

Quelle: Eigene Berechnung des StMFLH nach Daten des Statistischen Bundesamts, Fachserie 14, Reihe 2  
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4. Entwicklung der Verschuldung  

4.1 Entwicklung der Schulden der Kernhaushalte  

 (Art. 23 Abs. 2 Nr. 1 FAG, § 19 Abs. 2 Nr. 5 FAGDV)  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
1
 Bis 2009: Stand der Kreditmarktverschuldung im weiteren Sinne zum 31.12. in den Kernhaushalten; ab 2010: wegen 

Umstellung der Statistik Stand der Schulden beim nicht-öffentlichen Bereich der Kernhaushalte ohne Kassenkredite 

zum 31.12. 
2
 Die Grafik gibt für die Kommunen die kassenmäßige Verschuldung wieder, da es für die Kommunalebene nur diese 

Zahlen gibt.  

Maßgeblich für die Beurteilung der Staatsverschuldung ist jedoch die haushaltsmäßige Verschuldung, die im Gegen-

satz zur kassenmäßigen Verschuldung aufgeschobene Anschlussfinanzierungen für ausgelaufene Altkredite gemäß 

Art. 8 Abs. 3 des Haushaltsgesetzes (HG) beinhaltet, bestimmte Kreditmarktschulden, die in der geänderten Abgren-

zung der Schuldenstatistik ab 2010 dem öffentlichen Bereich zugerechnet werden, sowie ab 2014 nicht belegte Kredit-

rahmen, die bis dahin in der kassenmäßigen Verschuldung enthalten waren. Sie stellt sich für den Freistaat wie folgt 

dar (Angaben in Mio. €):   

 

Jahr Kassen-
mäßig 
(Fach-
serie 14, 
Reihe 5) 

nicht 
belegte 
Kredit-
rahmen 

gem. Art. 8 HG 
aufgeschobene 

ab 2010 dem öf-
fentlichen Bereich 
zugerechnete Kre-
ditmarktschulden 

Haushalts-
mäßige Kre-
ditmarktver-
schuldung 

Haushaltsmäßige 
Verschuldungs-

quote 
An-
schluss
finan-
zierung 

Kredite 
für den 
Stabi-
Fonds 

2008 22.117 bis 2013 
in der kas-
senmäßi-
gen Ver-
schuldung 
enthalten 

1.956 8.493  32.565 79,0 % 

2009 27.567 3.459 1.539  32.565 68,7 % 

2010 29.146 3.307 0 113 32.565 77,8 % 

2011 28.693 3.489 0 384 32.565 75,9 % 

2012 27.718 3.491 0 357 31.565 72,0 % 

2013 26.139 4.152 0 275 30.565 65,3 % 

2014 24.096 805 4.925 0 200 30.025 59,8 % 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Fachserie 14, Reihen 5 und 2 

Quote: Eigene Berechnungen des StMFLH auf Basis dieser Daten 
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Die Schulden der Kommunen am Stichtag 31. Dezember 2014 sind gegenüber dem Vorjahr leicht gesunken 
(-1,2 %). Beim Staat ist die kassenmäßige Verschuldung am Stichtag 31. Dezember 2014 gegenüber dem 
Vorjahr um -7,8 % gesunken. Hierbei sind seit 2014 die nicht belegten Kreditrahmen nicht mehr in der kas-
senmäßigen Verschuldung enthalten; zum 31. Dezember 2014 waren dies 805 Mio. €. Die für die Beurtei-
lung der Verschuldung des Staates maßgebliche haushaltsmäßige Kreditmarktverschuldung ist zum 31. De-
zember 2014 gegenüber dem Vorjahr um -1,8 % gesunken. 

Im Zehnjahreszeitraum von 2005 bis 2014 verzeichneten die Schulden bei den Kommunen einen Rückgang 
um -14,2 %, während sie beim Staat um +4,4 % angestiegen sind (bei haushaltsmäßiger Betrachtung um 
+30,1 %).  

 

Tabelle 5: Zunahme der Schulden von Staat und Kommunen in Bayern 

 Kommunen Staat 

  Kassenmäßige 
Schulden 

Haushaltsmäßige 
Schulden 

Zunahme der Schulden von 2005 bis 2014 -2.082 Mio. € +1.020 Mio. € +6.948 Mio. € 

prozentualer Zuwachs von 2005 bis 2014 -14,2 % +4,4 % +30,1 % 

Quelle:  Eigene Berechnung des StMFLH nach Daten des Statistischen Bundesamts, Fachserie 14, Reihe 5  

(bis 2009 Tabelle 4.1, ab 2010 Tabelle 5.1) 

 

Bis einschließlich 2009 wurden für den Vergleich der finanziellen Ausgangslage von Staat und Kommunen 
auf Basis der damaligen Rechtslage die Kreditmarktschulden des Staates und der Kommunen aus dem Sta-
tistischen Bericht „Finanzen und Steuern, Schulden der öffentlichen Haushalte (Fachserie 14 Reihe 5)“ ent-
nommen. Seit dem Jahr 2010 wird in diesem Bericht der Begriff „Kreditmarktschulden“ durch den Begriff 
„Schulden beim nicht-öffentlichen Bereich“ ersetzt. Daher wurde ab dem Jahr 2010 auf diese Abgrenzung 
abgestellt. Zur besseren Vergleichbarkeit mit den bis 2009 anzusetzenden „Kreditmarktschulden“ sind die ab 
2010 anzusetzenden „Schulden beim nicht-öffentlichen Bereich“ jedoch um die Kassenkredite zu bereinigen 
(§ 19 Abs. 2 Nr. 5 und 6 FAGDV). 

Die Grafik gibt für die Kommunen die kassenmäßige Verschuldung wieder, da es für die Kommunalebene 
nur diese Zahlen gibt.  

Für eine Beurteilung der Verschuldung des Staates ist auf die haushaltsmäßige Kreditmarktverschuldung 
abzustellen. Diese beinhaltet neben der rein kassenmäßigen Verschuldung auch die aufgeschobenen An-
schlussfinanzierungen für ausgelaufene Altkredite gemäß Art. 8 Abs. 3 des Haushaltsgesetzes, bestimmte 
Kreditmarktschulden, die in der geänderten Abgrenzung der Schuldenstatistik ab 2010 dem öffentlichen Be-
reich zugerechnet werden, sowie ab 2014 nicht belegte Kreditrahmen, die bis dahin in der kassenmäßigen 
Verschuldung enthalten waren.  

Von den statistisch erfassten Schulden des Staates entfallen 10 Mrd. €, die in den Jahren 2008 bis 2010 im 
Kernhaushalt entstanden sind, auf den Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB. Für die Jahre ab 
2008 ergibt sich für die staatliche Verschuldung hierdurch folgendes Bild: 

Tabelle 6: Haushaltsmäßige Schulden des Staates  

Jahr 

Kassen-
mäßig 

(Fachserie 
14, Reihe 5) 

nicht  
belegte 
Kredit-
rahmen 

gem. Art. 8 HG  
aufgeschobene 

ab 2010 dem 
öffentl. Bereich 
zugerechnete 
Kreditmarkt-
schulden 

Haushaltsmäßige 
Kreditmarktver-
schuldung 

haushalts-
mäßige 
Verschul-
dungsquote 

An-
schluss-
finanzie-
rung 

Kredite für 
den Stabi-
Fonds 

2008 22.117 bis 2013 in 
der kas-

senmäßi-
gen Ver-

schuldung 
enthalten 

1.956 8.493  32.565 79,0 % 

2009 27.567 3.459 1.539  32.565 68,7 % 

2010 29.146 3.307 0 113 32.565 77,8 % 

2011 28.693 3.489 0 384 32.565 75,9 % 

2012 27.718 3.491 0 357 31.565 72,0 % 

2013 26.139 4.152 0 275 30.565 65,3 % 

2014 24.096 805 4.925 0 200 30.025 59,8 % 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Fachserie 14, Reihen 5 und 2 

Quote: Eigene Berechnungen des StMFLH auf Basis dieser Daten 
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4.2 Schulden der Kernhaushalte in Relation zu den Gesamtausgaben  

 (Art. 23 Abs. 2 Nr. 1 FAG, § 19 Abs. 2 Nr. 6 FAGDV)  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1 vgl. Grafik 5, Fußnote 1. 

2 vgl. Grafik 5, Fußnote 2. 

 

Die Verschuldungsquote konnte 2014 sowohl bei den Kommunen als auch beim Staat weiter zurückgeführt 
werden. Die Verschuldungsquote bei den Kommunen sank von 39,3 % auf 37,2 %, die kassenmäßige Ver-
schuldungsquote des Staates von 55,9 % auf 48,0 % (zur Änderung der Statistik siehe Nr. 4.1), bei haus-
haltsmäßiger Betrachtung von 65,3 % auf 59,8 %. 

Im Zehnjahresvergleich von 2005 bis 2014 ist das Verhältnis der Schulden zu den Gesamtausgaben bei den 
Kommunen von 62,5 % auf 37,2 % gesunken. Beim Staat ist die kassenmäßige Verschuldungsquote von 
67,2 % auf 48,0 % gesunken. Betrachtet man die haushaltsmäßigen Schulden des Staates (siehe Nr. 4.1), 
so ergibt sich ein Rückgang der Verschuldungsquote von 67,2 % auf 59,8 %. 

 

Tabelle 7: Verhältnis der Schulden zu den Gesamtausgaben von Staat und Kommunen in Bayern  

 Kommunen Staat 

  
Kassenmäßige 

Schulden 
Haushaltsmäßige 

Schulden 

Quote 2005 62,5 % 67,2 % 67,2 % 

Quote 2014 37,2 % 48,0 % 59,8 % 

Prozentuale Veränderung -40,4 % -28,5 % -10,9 % 

Quelle: Eigene Berechnungen des StMFLH nach Daten des Statistischen Bundesamts, Fachserie 14, Reihen 2 und 5 
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5. Entwicklung der Investitionsquoten   
 (Art. 23 Abs. 2 Nr. 1 FAG, § 19 Abs. 2 Nr. 7 FAGDV)  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Die Investitionsquoten von Staat und Kommunen blieben 2015 gegenüber dem Vorjahr nahezu unverändert 
(Staat von 10,6 % auf 10,5 %, Kommunen von 22,4 % auf 22,2 %).  

Im Zehnjahresvergleich von 2006 bis 2015 ist die Investitionsquote der Kommunen um 7,8 % angestiegen, 
die des Staates um -11,8 % gesunken. 

 

Tabelle 8: Vergleich der Investitionsquoten von Staat und Kommunen in Bayern 

 Kommunen Staat 

Investitionsquote 2006 20,6 % 11,9 % 

Investitionsquote 2015 22,2 % 10,5 % 

Prozentuale Veränderung +7,8 % -11,8 % 

Quelle: Eigene Berechnung des StMFLH nach Daten des Statistischen Bundesamtes, Fachserie 14, Reihe 2;  

Verhältnis Investitionsausgaben (Kapitalrechnung ohne Schuldentilgung und ohne sonstige Vermögens- 

übertragungen) zu bereinigten Ausgaben. 
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6. Entwicklung der Ausgaben des Staates und staatliche Leistungen an die Kommunen   
 (Art. 23 Abs. 2 Nr. 1 FAG, § 19 Abs. 2 Nr. 8 FAGDV) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ein beachtlicher Teil der Gesamtausgaben des Staates entfällt auf Abführungen und Zuweisungen an ande-
re Gebietskörperschaften. Dazu gehören neben den Zahlungen im Länderfinanzausgleich auch die Leistun-
gen des Staates an die Kommunen innerhalb und außerhalb des kommunalen Finanzausgleichs. Im Zehn-
jahresvergleich von 2007 bis 2016 sind die Ausgabeansätze für die Gesamtleistungen an die Kommunen mit 
84,1 % deutlich stärker angestiegen als die Gesamtausgaben des Staates, die sich um 55,7 % erhöht ha-
ben. 

 

Tabelle 9: Ausgabenzuwachs des Staates insgesamt im Vergleich zur Entwicklung der Gesamtleistungen 
des Staates an die Kommunen (Haushaltssoll) 

 Staatsausgaben  Leistungen an die Kommunen 

Zuwachs von 2007 bis 2016 +19.915 Mio. € +6.840 Mio. € 

prozentualer Zuwachs von 2007 bis 2016 +55,7 % +84,1 % 

Quelle: Eigene Berechnung des StMFLH nach Haushaltsplänen des Freistaates Bayern 
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7. Entwicklung der verfügbaren Mittel der Gemeinden für freiwillige Aufgaben   
 (Art. 23 Abs. 2 Nr. 2 FAG, § 20 FAGDV) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Anteil an den Gesamteinnahmen, der den Gemeinden zur Erfüllung freiwilliger Aufgaben verbleibt,  
ist von 19,9 % im Jahr 2013 auf 21,0 % im Jahr 2014 wieder angestiegen.  

 

 

8. Ausblick  
 (Art. 23 Abs. 2 Nr. 3 FAG, § 21 FAGDV) 

8.1 Entwicklung der Steuereinnahmen im laufen-
den Jahr 2016 und Schätzung  

Der konjunkturelle Aufschwung in Deutschland 
hält an.  

Das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist 2015 in 
Deutschland moderat um 1,7 % gestiegen. Dabei 
verzeichnete Bayern mit einem Wachstum von 
2,1 % ein überdurchschnittliches Jahresergebnis. 
Im ersten Quartal 2016 ist das Bruttoinlandspro-
dukt preis-, saison- und kalenderbereinigt um 
0,7 % gewachsen. Für 2016 und 2017 rechnet die 
Bundesregierung in ihrer am 20. April 2016 veröf-
fentlichten Frühjahrsprojektion mit einem realen 
Wirtschaftswachstum von 1,7 % bzw. 1,5 %. Die 
an der „Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose“ be-
teiligten Forschungsinstitute prognostizieren die 
konjunkturelle Entwicklung in Deutschland ähnlich 
(2016: +1,6 %, 2017: +1,5 %). 

Für die weitere konjunkturelle Entwicklung beste-
hen allerdings weiterhin erhebliche Risiken im in-
ternationalen Umfeld, etwa infolge des britischen 
Referendums über den Austritt aus der EU sowie 
aus anhaltenden geopolitischen Konflikten, den 
unsicheren Wachstumsaussichten von Schwellen-

ländern wie China und der teils hohen Schulden-
last einiger Mitgliedstaaten des Euroraums. 

Das der Steuerschätzung zu Grunde liegende 
nominale BIP hat die Bundesregierung in ihrer 
Frühjahrsprojektion im Vergleich zur letzten 
Herbstprojektion für 2016 von 3,4 % auf 3,6 % er-
höht. Im Jahr 2017 rechnet sie mit einem Anstieg 
des nominalen BIP in Höhe von 3,3 %. 

Nach den Ergebnissen der Steuerschätzung vom 
2. bis 4. Mai 2016 steigen die Steuereinnahmen 
der Gemeinden im Jahr 2016 bundesweit um 
+0,9 %, die Steuereinnahmen der Länder um 
+3,7 %.  

Im Jahr 2017 bleibt der Zuwachs bei den Steuer-
einnahmen der Länder nach der Steuerschätzung 
mit +3,5 % stabil, während bei den kommunalen 
Steuereinnahmen mit +8,2 % ein deutlicher An-
stieg der Steuereinnahmen erwartet wird. Grund 
für den deutlich höheren Anstieg der Kommunal-
steuern im Jahr 2017 ist neben einem geschätz-
ten spürbaren Zuwachs bei der Gewerbesteuer 
(brutto +10,9 %) auch die weitere Entlastung der 
Kommunen durch den Bund durch einen bundes-
weit um 1 Mrd. € höheren Umsatzsteueranteil 
(Gesetz zur Förderung von Investitionen finanz-
schwacher Kommunen und zur Entlastung von 
Ländern und Kommunen bei der Aufnahme und 
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Unterbringung von Asylbewerbern vom 24. Juni 
2015, BGBl. I S. 974). 

Die Steuerschätzung berücksichtigt die seit der 
letzten Schätzung in Kraft getretenen Steuer-
rechtsänderungen.  

 

Tabelle 10:  
Ergebnis der Steuerschätzung Mai 2016  

(Veränderungen in %  
gegenüber dem Vorjahr) 

2016 2017 

Steuern insgesamt 2,7 % 4,7 % 

Bund 3,0 % 4,1 % 

Länder 3,7 % 3,5 % 

Gemeinden 0,9 % 8,2 % 

Quelle: BMF, Ergebnisse der Steuerschätzung vom 

2. bis 4. Mai 2016 

 

8.2 Für die Ausgabenseite wichtige Entwicklungen  

Die Entwicklung am deutschen Arbeitsmarkt ver-
läuft weiterhin sehr positiv. Dies wirkt sich nicht 
nur auf der Einnahmeseite, sondern auch auf der 
Ausgabenseite für Staat und Kommunen günstig 
aus. Ausgehend von 2,80 Millionen Arbeitslosen 
im Jahr 2015 wird ihre Zahl im Jahr 2016 nach 
Einschätzung der Bundesregierung (jahresdurch-
schnittlich 2,76 Millionen) und der Forschungsin-
stitute (jahresdurchschnittlich 2,74 Millionen) wei-
ter sinken. Für 2017 wird hingegen – trotz weiter 
steigender Erwerbstätigkeit – aufgrund der Flücht-
lingszuwanderung mit leicht zunehmenden Ar-
beitslosenzahlen gerechnet (Bundesregierung: 
2,87 Millionen; Forschungsinstitute: 2,82 Millio-
nen). 

In Bayern liegt die Arbeitslosenquote im Juni 2016 
bei 3,2 %. Dies ist der niedrigste Wert aller Länder 
und weit unter dem Bundesdurchschnitt (5,9 %). 
Die Arbeitskräftenachfrage (gemeldete ungeför-
derte Arbeitsstellen) befindet sich auf einem ho-
hen Niveau. Im Juni 2016 gab es 104.631 gemel-
dete Arbeitsstellen, wovon rd. 96 % sozialversi-
cherungspflichtige Arbeitsstellen waren. Dies ent-
spricht im Vorjahresvergleich einer deutlichen Zu-
nahme um 16.619 Stellen bzw. 18,9 %. 

Die Jugendarbeitslosigkeit in Bayern ist im Juni 
2016 gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 1.723 
Personen gestiegen (+8,4 %), liegt mit einer Quo-
te von 2,7 % jedoch deutlich unter dem Bundes-
durchschnitt von 5,0 %. Die Arbeitslosigkeit der äl-
teren und der schwerbehinderten Menschen ist 
gegenüber dem Vorjahr hingegen weiter zurück-
gegangen (-1,9 % bzw. -2,9 %). 

In Deutschland erhalten aktuell rd. 71 % der Ar-
beitslosen Leistungen nach dem SGB II (Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende). In Bayern fällt diese 
Quote mit rd. 55 % deutlich geringer aus. Im wei-
teren Zeitverlauf könnten sich diese Quoten durch 
die steigende Zahl von anerkannten Asylbewer-
bern erhöhen. Im Juni 2016 waren in Bayern ins-
gesamt bereits mehr als 26.100 arbeitslose Men-
schen aus den 15 zugangsstärksten Herkunfts-
ländern von Schutzsuchenden registriert (Anstieg 
gegenüber dem Vorjahr um 56,2 %). Um die 
Kommunen zu entlasten, hat der Bund den Län-
dern am 16. Juni 2016 zugesagt, die flüchtlings-
bezogenen Kosten der Unterkunft und Heizung 
vollständig zu übernehmen. Hierzu wird die Bun-
desbeteiligung an den Leistungen für Unterkunft 
und Heizung bundesweit um 400 Mio. € in 2016 
und voraussichtlich um 900 Mio. € in 2017 und 
1.300 Mio. € in 2018 erhöht. 

Bei den sonstigen Sozialausgaben ist mit einem 
weiteren Anstieg zu rechnen. Dies gilt besonders 
für die Bereiche der Jugendhilfe, der Grundsiche-
rung im Alter und der Eingliederungshilfe für be-
hinderte Menschen. Die Ausgaben für die Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
(SGB XII) werden allerdings seit dem Jahr 2014 
bereits in voller Höhe vom Bund übernommen. 
Damit wurde ein nachhaltiger Beitrag zur Verbes-
serung der finanziellen Situation der Kommunen 
geleistet. Für die bayerischen Kommunen bedeu-
tet die Vollübernahme der Kosten durch den Bund 
eine geschätzte jährliche Entlastung von deutlich 
mehr als 0,5 Mrd. € im Vergleich zur Rechtslage 
2011 (Bundesbeteiligung: 16 %).  

Im Vorgriff auf die durch den Bund zugesagte Ent-
lastung der Kommunen in Höhe von 5 Mrd. € jähr-
lich erhalten die Kommunen in den Jahren 2015 
bis 2017 bereits eine jährliche Entlastung von 
bundesweit 1 Mrd. €. Auf die bayerischen Kom-
munen entfällt hierbei ein Anteil von rd. 115 Mio. € 
pro Jahr (Entlastung bei den Kosten der Unter-
kunft und erhöhter Umsatzsteueranteil). Der Bund 
stellt den Kommunen im Jahr 2017 darüber hin-
aus weitere 1,5 Mrd. € zur Verfügung, um ihnen 
so Spielräume für zusätzliche Investitionen zu er-
öffnen. Die bayerischen Kommunen werden hier-
bei mit weiteren rd. 200 Mio. € entlastet (ein-
schließlich erhöhtem Umsatzsteueranteil siehe 
Nr. 8.1).  

Nach wie vor stellen die Bereiche „Schule“ und 
„Kinderbetreuung“ große Aufgabenschwerpunkte 
für Staat und Kommunen dar. Neben den ab dem 
Kindergartenjahr 2013/2014 eingeführten Rechts-
anspruch auf einen Betreuungsplatz für Kinder 
von über einem bis zu drei Jahren und dem weite-
ren Ausbau der Ganztagesbetreuung im schuli-
schen Bereich tritt neu die Herausforderung um 
die Integration der Flüchtlinge und Flüchtlingskin-
der. Daneben fordert weiterhin die Umsetzung des 
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Übereinkommens der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderung, welches 
in Deutschland am 26. März 2009 in Kraft getreten 
ist, verstärkte Anstrengungen von Staat und Kom-
munen bei der Herstellung der Barrierefreiheit. 
Projekte finanzschwacher Kommunen zum barrie-
refreien Ausbau können auch aus dem Sonder-
vermögen „Kommunalinvestitionsförderungsfonds“ 
gefördert werden, welches der Bund mit einem 
Gesamtvolumen von 3,5 Mrd. € eingerichtet hat. 
Bayern erhält hieraus einen Anteil von 8,2640 % 
(rd. 289 Mio. €).  

Der Tarifabschluss für die Beschäftigten der 
Kommunen sieht eine Erhöhung der Entgelte zum 
1. März 2016 um 2,4 %, ab dem 1. Februar 2017 
um weitere 2,35 % vor. Der Tarifvertrag für den öf-
fentlichen Dienst der Länder sieht zum 1. März 
2016 eine Erhöhung um 2,3 %, mindestens aber 
75 €, vor und läuft bis 31. Dezember 2016. Der 
Tarifabschluss für den Bereich der Länder wurde 
auf die staatlichen und kommunalen Beamten 
übertragen. Das Ergebnis und die Auswirkungen 
der Entgeltrunde 2017 im Länderbereich sind der-
zeit ebenso wenig absehbar wie mögliche Erhö-
hungen der Besoldung für die Staats- und Kom-
munalbeamten. 

Beim Staat steigen 2016 und 2017 die Ausgaben 
gegenüber dem Haushaltsjahr 2015 insbesondere 
aufgrund einer Reihe von zwangsläufigen Belas-
tungen weiter an. Ursächlich hierfür sind u.a. 

─ die aufgrund des gestiegenen Steuerverbund-
aufkommens und gesetzlicher Vorgaben an-
steigenden Zuweisungen an die Kommunen, 

─ höhere Belastungen im Länderfinanzaus-
gleich, auch wegen der Steuerstärke der bay-
erischen Gemeinden, 

─ die Finanzierung der Tarif- und Besoldungs-
runden für 2016 und 2017, 

─ der Mehrbedarf bei den Asyl- und insbesondere 
Integrationskosten in Milliardenhöhe aufgrund 
der hohen Zugangszahlen an Asylbewerbern 
seit Mitte des Jahres 2014, der durch den vor-
gesehenen Kostenbeitrag des Bundes nur teil-
weise gedeckt wird. 

9. Schlussfolgerung 

Staat und Kommunen haben trotz der steigenden 
Belastungen im Zusammenhang mit der Bewälti-
gung der Flüchtlingskrise weiterhin eine gute fi-
nanzielle Ausgangslage. In der Gesamtbeurtei-
lung (Zehnjahresvergleich) ist die kommunale Fi-
nanzlage noch immer besser als die des Staates. 
Seit dem Jahr 2011 erzielten sowohl der Staat als 
auch die Kommunen ununterbrochen einen Fi-
nanzierungsüberschuss. Der Staat konnte seinen 
Finanzierungsüberschuss 2015 im Vergleich zum 
Vorjahr um über 500 Mio. € auf rd. 2,1 Mrd. € 
steigern. Bei den Kommunen liegt der Finanzie-
rungsüberschuss 2015 trotz eines Rückgangs im 

Vergleich zum Vorjahr um über 300 Mio. € mit rd. 
1,3 Mrd. € immer noch auf einem hohen Niveau. 
Im Zehnjahreszeitraum übertreffen die Kommunen 
mit einem positiven Gesamtsaldo von rd. 11,3 
Mrd. € das staatliche Ergebnis (1,6 Mrd. €) deut-
lich. Weiter rückläufig ist sowohl beim Staat als 
auch bei den Kommunen die Verschuldung. 

Erfreulich ist die nach wie vor hohe Investitions-
kraft der Kommunen. Mit 22,2 % liegt die Investiti-
onsquote 2015 fast auf Vorjahresniveau. Auch die 
Investitionsquote 2015 des Staats ist mit 10,5 % 
im Wesentlichen stabil.  

Besonders hervorzuheben ist die hohe „freie Spit-
ze“ der Gemeinden. Der den Gemeinden zur Er-
füllung freiwilliger Aufgaben verbleibende Gesamt-
betrag ist im Jahr 2014 auf 6.833 Mio. € gestie-
gen. Auch in Relation zu den Gesamteinnahmen 
ergibt sich ein Anstieg. Der Anteil der Einnahmen, 
der für freiwillige Aufgaben zur Verfügung stand, 
ist um 1,1 Prozentpunkte auf 21 % gestiegen. Ei-
ne kraftvolle Wahrnehmung der kommunalen 
Selbstverwaltungsaufgaben ist weiterhin gesi-
chert.  

Der Ausblick auf das zu planende Jahr 2017 wird 
von Unwägbarkeiten besonders auf der Ausga-
benseite erschwert. Zusätzliche Kosten entstehen 
sowohl für den Staat wie auch die Kommunen in 
den Bereichen „Personal“, „Schule“ und „Kinder-
betreuung“. Beim Staat kommen die in den letzten 
Jahren erheblich gestiegenen Belastungen im 
Länderfinanzausgleich hinzu. Vor allem stellt die 
hohe Zahl an Asylsuchenden und Flüchtlingen 
Staat und Kommunen vor schwierige Aufgaben. 
Durch die humanitäre Versorgung und Integration 
entstehen erhebliche Kosten. Die längerfristigen 
Haushaltswirkungen für Staat und Kommunen 
sind immer noch schwer abzusehen.  

Allerdings erfahren Staat und Kommunen auch 
Entlastungen. Die Länder werden vom Bund bei 
der Bewältigung der Mehrbelastungen im Zu-
sammenhang mit der Aufnahme, Unterbringung 
und Versorgung von Asylbewerbern und Flücht-
lingen seit dem Jahr 2016 unterstützt. Diese Kos-
ten werden in Bayern vom Staatshaushalt und 
nicht von den Kommunen getragen. Außerdem 
wird der Bund den Ländern in den Jahren 2016, 
2017 und 2018 eine Integrationspauschale ge-
währen.  

Die Kommunen werden vom Bund an mehreren 
Stellen entlastet. So übernimmt der Bund seit dem 
Jahr 2014 die Leistungen der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung in vollem Um-
fang. In den Jahren 2015, 2016 und 2017 verbes-
sert der Bund die Finanzlage der Kommunen 
durch die Überlassung von Umsatzsteueranteilen 
und eine höhere Beteiligung an den Kosten der 
Unterkunft nach SGB II. Ab 2018 wird der Bund 
die Kommunen um bundesweit 5 Mrd. € entlasten.  
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Außerdem hat der Bund ab 2016 zumindest für 
drei Jahre eine hundertprozentige Übernahme der 
Kosten der Unterkunft nach SGB II für anerkannte 
Asylbewerber in Aussicht gestellt. Damit wird eine 
wichtige Forderung der Kommunen erfüllt und sie 
werden bei einem weiteren Kostenblock im Asyl-
bereich entlastet. 

Steigenden Ausgaben stehen auch steigende Ein-
nahmen gegenüber. Die Steuerschätzung vom 
Mai 2016 lässt besonders für die Kommunen er-
hebliche Mehreinnahmen erwarten. Auf der Basis 
geltenden Rechts wird für die Kommunen bun-
desweit ein Anstieg der Steuereinnahmen 2017 
um 8,2 % und für die Länder um 3,5 % prognosti-
ziert.  

Die Einschätzung, dass die Finanzentwicklung für 
die Kommunen günstiger verlaufen ist als für den 
Staat, gilt daher weiter. Ausgehend von einer soli-
den finanziellen Basis sind die Kommunen gut ge-
rüstet, die im nächsten Jahr anstehenden Aufga-
ben zu bewältigen. Es besteht kein Grund für 
strukturelle Verschiebungen zwischen Staat und 
Kommunen. Gleichwohl sind im kommunalen Fi-
nanzausgleich 2017 über die Aufwüchse der 
Steuerverbünde hinaus weitere Verbesserungen 
zugunsten der Kommunen vorgesehen. Mit dem 
kommunalen Finanzausgleich 2017 wird ein be-
sonderer Schwerpunkt auf die Stärkung der kom-
munalen Investitionen gelegt. 

II. Finanzielle Ausstattung des kommunalen Fi-
nanzausgleichs 2017  

Der Entwurf des Staatsministeriums der Finanzen, 
für Landesentwicklung und Heimat zum kommu-
nalen Finanzausgleich 2017 wurde mit den kom-
munalen Spitzenverbänden besprochen (Art. 23 
Abs. 1 FAG). Dabei wurden die Belange des Staa-
tes und die Forderungen der Kommunen einge-
hend erörtert. Die kommunalen Spitzenverbände 
forderten weitere finanzielle Verbesserungen im 
kommunalen Finanzausgleich zur Stärkung der 
kommunalen Investitionskraft und der Finanzie-
rungsgrundlagen für laufende Aufgaben. Dabei 
verwiesen sie insbesondere auf einen Nachholbe-
darf bei Investitionen, einen flüchtlingsbedingten 
Investitionsmehrbedarf und die Integrationskosten 
für Asylbewerber und Asylbewerberinnen. 

Unter Würdigung der Finanzentwicklung von Staat 
und Kommunen, der Entwicklung des für freiwilli-
ge Aufgaben verbleibenden Gesamtbetrags und 
des Ausblicks auf bedarfsprägende Umstände im 
Jahr 2017 wurde ein tragfähiger Kompromiss er-
zielt, der beiden Seiten gerecht wird.  

Insgesamt wächst der kommunale Finanzaus-
gleich 2017 gegenüber 2016 um 260,3 Mio. € 
(+3,0 %) auf 8.822,6 Mio. €. Nach Abzug des 
Kommunalanteils an den Kosten der Kranken-
hausfinanzierung und der Bundesleistungen nach 
dem Entflechtungsgesetz steigen die reinen Lan-

desleistungen 2017 im Vergleich zu 2016 um 
249,3 Mio. € (+3,1 %) auf 8.324,7 Mio. €. Der Zeit-
raum für die Berechnung des allgemeinen Steuer-
verbunds 2017 endet erst am 30. September 
2016. Daher liegt diesen Summen eine Schätzung 
des allgemeinen Steuerverbunds zugrunde. Die 
endgültige Verbundentwicklung wird ebenso wie 
die Ergebnisse der kommenden Herbststeuer-
schätzung im Rahmen des weiteren Gesetzge-
bungsverfahrens einzuarbeiten sein.  

Hinsichtlich der Gesamtausstattung des Entwurfs 
des kommunalen Finanzausgleichs 2017 und den 
in dem Entwurf des Finanzausgleichsänderungs-
gesetzes 2017 enthaltenen inhaltlichen Änderun-
gen wurde mit den kommunalen Spitzenverbän-
den Einvernehmen erzielt. 

 

B. Zwingende Notwendigkeit einer normativen 
Regelung  

Das Finanzausgleichsgesetz regelt die im kom-
munalen Finanzausgleich angesiedelten Finanz-
beziehungen zwischen Staat und Kommunen in 
Bayern sowie im Verhältnis der bayerischen 
Kommunen untereinander. Die Regelungen sind 
im Rahmen des Vorbehalts des Gesetzes zur Be-
stimmung der Höhe der Steuerverbünde erforder-
lich. Außerdem werden sie benötigt, um nach ein-
heitlichen Maßstäben und Kriterien im kommuna-
len Finanzausgleich eingeplante Zuweisungen auf 
die einzelnen Kommunen in Bayern aufteilen und 
auszahlen sowie die notwendigen Umlagen erhe-
ben zu können.  

Die Übertragung von Verwaltungsaufgaben auf ju-
ristische Personen des privaten Rechts im Wege 
der Beleihung bedarf einer gesetzlichen Rege-
lung. Hierzu wird eine Ermächtigungsnorm im Fi-
nanzausgleichsgesetz geschaffen. Die Beleihung 
selbst wird in der Durchführungsverordnung zu 
Art. 7 Abs. 4 FAG geregelt.  

Weitere Änderungen dienen der Vereinfachung 
des Gesetzeswortlauts und der redaktionellen Be-
reinigung des Gesetzestextes. 

 

C. Einzelbegründung 

Zu § 1 Nr. 1 (Art. 7 Abs. 2 FAG) 

Zu dem Verwaltungsaufwand, der Gemeinden und 
Landkreisen für die Wahrnehmung der Aufgaben 
des jeweils übertragenen Wirkungskreises und 
der Staatsbehörde Landratsamt entsteht, erhalten 
sie unter anderem einwohnerbezogene Pauscha-
len nach Art. 7 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 FAG. Diese Pro-
Kopf-Beträge wurden letztmals in den Jahren 
1999 und 2002 (Aufrundung im Rahmen der Um-
rechnung auf den Euro) auf 33,40 € je Einwohner 
angehoben. Kreisfreie Gemeinden erhalten diesen 
Betrag in voller Höhe, Landkreise und kreisange-
hörige Gemeinden teilen ihn sich hälftig. 



Drucksache 17/12805 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Seite 17 

Die Finanzzuweisungen sind nicht isoliert zu se-
hen. Vielmehr ist die finanzielle Gesamtausstat-
tung des kommunalen Finanzausgleichs zu be-
trachten. Diese war und ist, wie auch die finanziel-
le Ausgangslage von Staat und Kommunen zeigt, 
ausreichend. Dennoch werden im Hinblick auf ei-
nen zwischenzeitlichen Kostenanstieg die Kopfbe-
träge um 2,30 € je Einwohner auf insgesamt 35,70 
€ je Einwohner erhöht. Auf Landkreise und kreis-
angehörige Gemeinden entfallen jeweils 17,85 € 
je Einwohner. 

 

Zu § 1 Nr. 2 (Art. 10 Abs. 1 FAG) 

Bereits nach den Regelungen des Landespla-
nungsrechts sind die Ziele der Raumordnung bei 
raumbedeutsamen Maßnahmen zu beachten. 
Art. 10 Abs. 1 Satz 2 FAG hat insoweit keinen zu-
sätzlichen Regelungsgehalt. Deshalb kann die 
Norm aufgehoben werden. Für den Vollzug des 
Art. 10 FAG, insbesondere für die Auswahl der 
Fördermaßnahmen ergibt sich durch diese 
Rechtsbereinigung keine Änderung. Aufgrund lan-
desplanungsrechtlicher Vorgaben sind weiterhin 
die Ziele der Raumordnung zu beachten und die 
Grundsätze und die sonstigen Erfordernisse der 
Raumordnung zu berücksichtigen. 

 

Zu § 1 Nr. 3 (Art. 10b Abs. 3 FAG) 

Mangels praktischer Anwendungsfälle besteht für 
die Übergangsbestimmung des Art. 10b Abs. 3 
FAG kein Regelungsbedarf mehr; sie wird deshalb 
aufgehoben. 

 

Zu § 1 Nr. 4 und 5 (Art. 13a und 13b FAG) 

Gemeinden und Landkreise erhalten nach Art. 13a 
und 13b FAG pauschale Zuweisungen zum Bau, 
Ausbau und Unterhalt der in ihrer Straßenbaulast-
trägerschaft stehenden Straßen seit 2011 als Fest-
beträge. Diese wurden im Rahmen einer Revision 
zum Stichtag 1. Januar 2015 fortgeschrieben. Die 
Regelungen beziehen sich somit teilweise auf ab-
geschlossene Vorgänge. In wenigen Einzelfällen 

können jedoch die hierfür relevanten Veränderun-
gen, die bis 31. Dezember 2014 in der Länge von 
Straßen in kommunaler Baulast eingetreten sind, 
aufgrund laufender Prüfungen voraussichtlich erst 
bis Ende 2016 abschließend ermittelt werden.  

Zur leichteren Lesbarkeit werden die Normen re-
daktionell überarbeitet und der Wortlaut einheitli-
cher gefasst. Mit dem Bezug auf die im Jahr 2016 
gewährten Zuweisungen werden die Vorschriften 
vereinfacht und leichter lesbar. Materielle Ände-
rungen sind damit nicht verbunden. 

 

Zu § 1 Nr. 6 (Art. 23a Abs. 4 FAG) 

Art. 23a Abs. 4 FAG ermächtigt das Staatsminis-
terium für Umwelt und Verbraucherschutz, im Ein-
vernehmen mit dem Staatsministerium der Finan-
zen, für Landesentwicklung und Heimat das Ver-
fahren für die Bewilligung, Auszahlung und Ab-
rechnung der ergänzenden Finanzzuweisungen 
nach Art. 7 Abs. 4 FAG durch Rechtsverordnung 
zu regeln.  

Altlastenfälle sind häufig sehr komplex und erfor-
dern große Sachkenntnis. Eine geringe Routine 
bei der Fallbearbeitung erfordert immer wieder ei-
nen hohen Einarbeitungsaufwand und kann zu 
Reibungsverlusten führen. Statt einer Behördenzu-
ständigkeit soll die Aufgabe der Bewilligung, Aus-
zahlung und Abrechnung von ergänzenden Fi-
nanzzuweisungen daher auch auf eine zuverläs-
sige und sachkundige juristische Person des pri-
vaten Rechts übertragen werden können. Die 
Bündelung von Aufgaben im Vollzug des Art. 7 
Abs. 4 FAG bei einer zuverlässigen und sachkun-
digen Person des privaten Rechts kann Synergie-
effekte heben und zu einer effizienteren und wirt-
schaftlicheren Fallbearbeitung führen.  

Deshalb wird das Staatsministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz ermächtigt, die Aufgabe der 
Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der er-
gänzenden Finanzzuweisungen nach Art. 7 Abs. 4 
FAG auf juristische Personen des privaten Rechts 
übertragen zu können.  

 


